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§ 1 Einleitung 

Die Kommanditgesellschaft auf Aktien - kurz KGaA - vereinigt personenge-
sellschaftsrechtliche und aktienrechtliche Elemente in einer Rechtsform. Verein-
facht ausgedrückt handelt es sich bei der KGaA um eine Aktiengesellschaft, die an 
Stelle eines Vorstandes über persönlich haftende Gesellschafter (phG oder Kom-
plementäre) verfügt.  Darüber hinaus wird das Recht der KGaA durch die beiden 
Generalverweisungen des § 278 Abs. 2, 3 AktG geprägt, die teilweise Personenge-
sellschaftsrecht,  insbesondere die Gestaltungsfreiheit,  und subsidiär Aktienrecht 
und die Satzungsstrenge für anwendbar erklären. 

Anlass für die Dissertation ist die Beobachtung, dass die KGaA als Gesell-
schaftsform  in der Praxis  eine eher begrenzte Rolle spielt. Man könnte daraus den 
Schluss ziehen, dass im Wirtschaftsleben ein Gesellschaftstyp wie die KGaA nicht 
nachgefragt wird. Diese Folgerung erweist sich jedoch als nicht haltbar. Denn eine 
andere Gesellschaftsform,  die GmbH & Co. KG, die wie die KGaA personenge-
sellschaftsrechtliche und kapitalgesellschaftsrechtliche Elemente verbindet, ist un-
ter den Unternehmen Deutschlands durchaus zahlreich vertreten. Die KGaA könn-
te gewissermaßen als „GmbH & Co. KG mit Börsenzugang" ähnliche Bedeutung 
in der Rechtspraxis erlangen. 

Für die tatsächlich geringe Anzahl an KGaA bieten sich unterschiedliche Erklä-
rungen an: Man könnte vermuten, die KGaA sei vom Gesetzgeber an der Wirt-
schaft vorbei geregelt worden. Diese Behauptung ist allerdings nicht tragfähig. Die 
KGaA in Deutschland besitzen trotz ihrer vergleichsweise kleinen Zahl schon jetzt 
ein erhebliches wirtschaftliches Gewicht. 

Einzig verbleibender Erklärungsansatz für die relativ geringe Verbreitung der 
KGaA ist folgender: 

Die KGaA kann bisher lediglich zwei Bedürfnisse der Wirtschaft  nicht erfüllen 
und das sind die Kriterien der Einfachheit  und der Rechtssicherheit.  Die Stellung 
der KGaA zwischen Personengesellschaftsrecht  und Aktienrecht konnte in Litera-
tur und Rechtsprechung bisher nicht durch eine möglichst widerspruchsfreie  Ge-
samtkonstruktion definiert  werden. 

Aus diesen Thesen kann die Aufgabenstellung  entwickelt werden: 

Untersuchungsgegenstand ist das besondere Spannungsverhältnis zwischen Per-
sonengesellschaftsrecht und Aktienrecht in der KGaA. Im Folgenden werden aus-
schließlich solche KGaA-rechtlichen Streitfälle behandelt, die aus der Stellung der 
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KGaA zwischen diesen beiden Regelungsregimen resultieren. Die Probleme wer-
den durch eine einzige Frage miteinander verklammert: 

Gelten  für  die  jeweilige  Angelegenheit  personengesellschaftsrechtliche  oder  ak-
tienrechtliche  Vorschriften  oder  Grundsätze? 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, einen einfachen und verlässlichen Umgang 
mit der KGaA zu ermöglichen. In einem allgemeinen  Teil  werden daher zunächst 
abstrakte Auslegungsgrundsätze entwickelt, die die Position der KGaA zwischen 
Personengesellschaftsrecht  und Aktienrecht beschreiben. Der anschließende be-
sondere  Teil  behandelt dann ausschließlich solche Probleme, die auf das Span-
nungsfeld zwischen den Regelungsregimen zurückzuführen  sind. Die Streitfragen 
sollen durch die im allgemeinen Teil erarbeiteten einheitlichen Prinzipien gelöst 
werden. Bei der Diskussion der jeweiligen Detailfrage erfolgt dann auch die Aus-
einandersetzung mit den zumeist teleologischen Argumenten von Literatur und 
Rechtsprechung. Erst am Ende des besonderen Teils wird man beurteilen können, 
ob die abstrakten Kriterien geeignet sind, die durch die Zwischenstellung der 
KGaA verursachten Fragen im Zusammenhang zu lösen, oder ob Sinn und Zweck 
der jeweiligen Normen eine Vereinfachung verhindern. 

Besondere Abgrenzungsprobleme in der Kapitalgesellschaft & Co. KGaA1 sind 
nicht Gegenstand dieser Dissertation. 

Die in den vorstehenden Ausführungen enthaltenen Thesen sollen im Folgenden 
untermauert und präzisiert werden. 

A. Mögliche Erklärungen für 
die geringe Verbreitung der KGaA 

Die geringe Verbreitung der KGaA wirft die Frage auf, ob sich eine eingehende-
re Beschäftigung mit ihr überhaupt lohnt. Sie wäre dann zu bejahen, wenn die 
Rechtsform der KGaA ein Entwicklungspotential besäße, das sich durch rechtswis-
senschaftliche Forschung erschließen und fördern  ließe. Dies erfordert  eine ge-
nauere Analyse des rechtstatsächlichen Hintergrundes der KGaA. 

I. Die KGaA - Eine überflüssige Rechtsform? 

Die Anzahl der KGaA in Deutschland ist tatsächlich relativ gering. Die Umsatz-
steuerstatistik 2002 führte lediglich 93 steuerpflichtige KGaA.2 

1 Zur Zulässigkeit der Kapitalgesellschaft & Co. KGaA: BGHZ 134,392. 
2 Vgl. Umsatzsteuerstatistik 2002, erschienen in: Finanzen und Steuern - Umsatzsteuer, 

Fachserie 14/Reihe 8, Statistisches Bundesamt Wiesbaden 2004, S. 58. 
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Auf der anderen Seite zeigt die deutsche Wirtschaft  grundsätzlich Interesse an 
Rechtsformen, die personengesellschaftsrechtliche  und kapitalgesellschaftsrecht-
liche Merkmale in sich vereinigen: Im Jahre 2002 wurden z. B. 85.696 GmbH & 
Co. KG statistisch erfasst.3 

Überflüssig ist die KGaA deshalb nicht. Vielmehr legen kautelaijuristische 
Überlegungen den Schluss nahe, dass durchaus Bedarf  an einer Mischform mit 
Kapitalmarktfähigkeit  besteht: 

So wird beispielsweise die GmbH & Co. KG zumeist in Form einer Publi-
kumsgesellschaft ausgestaltet, d. h. die KG wird auf den Beitritt einer unbekann-
ten Vielzahl von Kapitalanlegern ausgerichtet.4 Eine solche Publikumspersonen-
gesellschaft dient häufig als „bewegliche Sammelstelle von Risikokapital."5 Stellt 
sich nach der Gründungsphase wirtschaftlicher  Erfolg ein, wird die GmbH & Co. 
KG oft in eine Aktiengesellschaft umgewandelt. Mit einem anschließenden Bör-
sengang kann dann u. a. weiteres Wachstum finanziert  werden.6 Die Umwand-
lung in eine KGaA wäre in dieser Situation eine echte Alternative: Bei der Über-
führung in eine KGaA muss die Börsenfähigkeit  nicht mit einem Verlust an Fle-
xibilität und Gestaltungsfreiheit  erkauft  werden. Darüber hinaus kann die Über-
tragung der Unternehmensleitung von den Gründern auf Fremdgeschäftsführer 
vermieden werden. Geht man davon aus, dass im Jahre 2002 vom statistischen 
Bundesamt 7.117 AG gezählt wurden7, wären mittelfristig mehrere hundert 
KGaA denkbar. 

Die Rechtswirklichkeit ist freilich noch weit von solchen Zahlen entfernt.  Daher 
stellt sich die Frage, welche Gründe die weitere Ausbreitung der KGaA bisher ver-
hindert haben. 

IL Wurde die KGaA am Markt vorbei geregelt? 

Eine mögliche Erklärung für die geringe Akzeptanz der KGaA könnte die per-
sönliche Haftung der Komplementäre sein, § 278 Abs. 1 AktG. In der Tat spricht 
einiges dafür, dass die persönliche Haftung natürlicher Personen und eine Gesell-
schaft mit Börsenfähigkeit  nicht zusammenpassen. Die Umsätze, die börsennotier-
te Unternehmen durchschnittlich erreichen, bergen finanzielle Risiken, die Privat-
vermögen nur selten abdecken können. 

Die Rechtspraxis hat jedoch gezeigt, dass die persönliche Haftung zumindest 
nicht der entscheidende Hemmschuh für die KGaA war: Bis Mitte der neunziger 

3 Vgl. Nachweis in Fn. 2. 
4 BGHZ 69, 207, 209. 
5 K.  Schmidt,  Gesellschaftsrecht, § 571. 1. a) [S. 1666]. 
6 K.  Schmidt,  Gesellschaftsrecht, § 571. 1. a) [S. 1666]. 
7 Vgl. Nachweis in Fn. 2. 


